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Bonn, den 22. Juni 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Auto-Sicherheitsgurte 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Vehar r Lemmrich f 
Dr. Evers, Dr. Jenninger, Dr. Riedl (München), Breid- 
bach r Mursch (Soltau-Harburg) und Genossen 
- Drucksache VI/3479 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. In welchen Ländern, die eine annähernd vergleichbare Moto- 
risierungsdichte und Unfallhäufigkeit wie die Bundesrepu- 
blik aufweisen, ist der Einbau von Sicherheitsgurten in fabrik- 
neuen Personenkraftwagen nicht vorgeschrieben? 


In einer Anzahl von Ländern, die eine mit der Bundesrepublik 
Deutschland vergleichbare Motorisierungsdichte und Unfall- 
häufigkeit haben, nämlich z. B. in Italien, Österreich und Spa- 
nien, besteht eine Vorschrift über den Einbau von Sicherheits- 
gurten in fabrikneue Personenkraftwagen nicht. 


2. Hält die Bundesregierung die Aussage des Heidelberger Chirur- 
gen und Unfallforsdiers Prof. Gögler für zutreffend, daß von 
vier toten Autofahrern noch zwei am Leben sein könnten und 
von vier Schwerverletzten drei nur leicht oder überhaupt nicht 
verletzt wären, wenn sie angegurtet gewesen wären? 

Mit letzter Sicherheit wird sich nicht in jedem Fall aussagen las- 
sen, ob jemand, der tödlich verunglückt ist, am Leben geblieben 
wäre, wenn er einen Sicherheitsgurt getragen hätte. Die Bun- 
desregierung hält aber die Aussage von Prof. Gögler grund- 
sätzlich für zutreffend. 
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3. Hatte die Bundesregierung bereits die Möglichkeit, die jüngste 
Unfallanalyse des HUK-Verbandes auszuwerten, und stimmt sie 
mit dem auch der Öffentlichkeit bekannt gewordenen Ergebnis - 
soweit sie sich auf den Autosicherheitsgurt bezieht - überein? 

Der Bundesregierung ist die jüngste Unfallanalyse des HUK- 
Verbandes bekannt. Bei der Auswertung der Ergebnisse ist zu 
berücksichtigen, daß nur der Verletzungsanteil derjenigen In- 
sassen erfaßt wurde, die Schadenersatzansprüche gegen einen 
anderen stellten; dies wäre bei einem quantitativen Vergleich 
mit Aussagen anderer Unfalluntersuchungen zu beachten. Die 
Bundesregierung stimmt mit den - im Rahmen der durchgeführ- 
ten Untersuchungen zu sehenden - Ergebnissen überein. 


4. Hält die Bundesregierung die in Presseberichten wiedergege- 
benen Ergebnisse einer Unfallanalyse, die von der Adam Opel 
AG in Zusammenarbeit mit Ingenieuren und Medizinern erstellt 
wurde, für zutreffend, daß fast die Hälfte der 8600 Menschen, die 
1970 in der Bundesrepublik in Kraftfahrzeugen umgekommen 
sind, noch leben würden, wenn sie Gurte angelegt hätten? 

Die Bundesregierung hält die Ergebnisse der Unfallanalyse der 
Adam-Opel AG für zutreffend. 


5. Welche Gründe waren im einzelnen dafür maßgebend, daß die 
Bundesregierung gemäß ihrer schriftlichen Antwort vom 20. Juli 
1971 auf eine Mündliche Anfrage (Drucksache VI/2492) beab- 
sichtigte, noch im Jahre 1971 durch eine Veränderung der Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) den Einbau von Drei- 
Punkt-Sicherheitsgurten in fabrikneue Personenkraftwagen vor- 
zuschreiben? 


Die Bundesregierung glaubte, mit der Vorschrift zur Ausrü- 
stung von Personenkraftwagen mit Sicherheitsgurten einen Bei- 
trag zur Verbesserung des Insassenschutzes leisten zu sollen. 
Die verwaltungsmäßigen und technischen Voraussetzungen 
hierzu waren - wie in der schriftlichen Antwort vom 20. Juli 
1971 auf eine mündliche Anfrage dargelegt - geschaffen. 


6. Welche „zusätzlichen Gesichtspunkte" haben sich im einzelnen 
ergeben, die die Bundesregierung in einer schriftlichen Antwort 
(176. Sitzung des Deutschen Bundestages, S. 10028) vom 3. März 
1 972 veranlaßten, die in Aussicht gestellte Ausrüstungsvorschrift 
von Kraftfahrzeugen mit Drei-Punkt-Sicherheitsgurten fallen- 
zulassen, um es „der Entscheidungsfreiheit des einzelnen" zu 
überlassen, „aus der Fülle der Informationen über Sicherheits- 
gurte und ihre Wirkung die möglichen Schlüsse zu ziehen"? 

Aus den zahlreichen Veröffentlichungen und Äußerungen in 
Presse, Rundfunk und Fernsehen über die schützende Wirkung 
des Sicherheitsgurtes und der davon abgeleiteten Aufforderung 
an die Kraftfahrer, Gurte einzubauen und anzulegen, konnte 
die Bundesregierung eine verstärkte Bereitschaft der Kraftfah- 
rer erwarten, die Schutzwirkung des Gurtes auf freiwilliger 
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Basis zu erwirken. Diese Erwartung wurde durch die Aufklä- 
rungsaktion des DVR über die Gurtbenutzung noch gestärkt. 

Nachdem nunmehr eine weitgehende internationale Einigung 
über die technischen Anforderungen an Gurte und die dazuge- 
hörigen Prüfverfahren erreicht werden konnte, hält es die 
Bundesregierung für angebracht, die aufgrund der Werbung 
für die Benutzung des Sicherheitsgurtes zu erwartende höhere 
Bereitschaft, den Gurt anzulegen, durch eine allgemeine Aus- 
rüstung der Fahrzeuge zu unterstützen und damit die allein ent- 
scheidende Anlegequote heraufzusetzen. 


7. In der genannten schriftlichen Antwort vom 3. März 1972 ver- 
tritt die Bundesregierung die Auffassung, „daß zunächst ver- 
sucht werden sollte, die Kraftfahrzeughalter im Wege der Auf- 
klärung dazu zu bewegen, freiwillig Sicherheitsgurte in ihren 
Fahrzeugen anbringen zu lassen und diese zu benützen". Wir 
fragen die Bundesregierung: 

a) Hat die Bundesregierung bereits einen Zeitpunkt für eine 
Aufklärungsaktion ins Auge gefaßt? 

b) Wenn nein, ist daraus zu entnehmen, daß die Bundesre- 
gierung selbst den erhofften Effekt bezweifelt, solange keine 
gesetzliche Ausrüstungsvorschrift besteht und sich die Auf- 
klärungsaktion nur auf die Benutzung konzentrieren kann? 

In enger Zusammenarbeit mit der Bundesregierung hat der 
Deutsche Verkehrssicherheitsrat im Frühjahr dieses Jahres eine 
besondere Aktion „Erfahrene tragen Gurt“ eingeleitet, die eine 
vermehrte Benutzung des Sicherheitsgurtes bewirken soll. Die 
Bundesregierung ist davon überzeugt, daß diese Aktion zu einer 
vermehrten Ausrüstung, noch mehr aber zu einer Ausweitung 
der viel wichtigeren Anwendung von Sicherheitsgurten führen 
wird. 


8. Welche Schwierigkeiten sieht die Bundesregierung gegenwär- 
tig bei der seit längerem von der ECE angestrebten internatio- 
nalen Normung für Sicherheitsgurte im Hinblick auf eine inter- 
nationale Ausrüstungsvorschrift von Kraftfahrzeugen mit Sicher- 
heitsgurten? 

Die Bundesregierung sieht keine Schwierigkeiten bei der inter- 
nationalen Normung der Mindestanforderungen, die an Sicher- 
heitsgurte zu stellen sind. Unter ihrer Mitwirkung ist sogar ein 
neues dynamisches Prüfverfahren ausgearbeitet worden, das 
das bisher in der Bundesrepublik praktizierte statistische Prüf- 
verfahren ablösen soll. 

Die Umstellung der amtlichen Prüfstelle auf dieses neue Verfah- 
ren ist mit erheblichem finanziellen Aufwand eingeleitet und 
wird voraussichtlich noch in diesem Jahr abgeschlossen sein. 
Die Ausrüstung bestimmter Sitze in bestimmten Fahrzeugen mit 
Sicherheitsgurten ist international nicht geregelt, sie bleibt viel- 
mehr nationalen Regelungen Vorbehalten. 
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9. Treffen Informationen zu, wonach die Bundesregierung die 
Automobilindustrie bzw. bestimmte Automobilfirmen auf den 
Einbau von Sicherheitsgurten angesprochen hat, und wenn ja, 
mit welchem Ergebnis? 


Allgemein ist es üblich, daß Sicherheitsgurte als Zubehör gelie- 
fert werden. Ihre Anbringung setzt aber voraus, daß entspre- 
chende Befestigungspunkte vorhanden sind. Aus diesem Grunde 
hat die Bundesregierung die Automobilindustrie schon vor Jah- 
ren auf die Anbringung von Befestigungspunkten für Sicher- 
heitsgurte angesprochen. Die Automobilindustrie hat sich dem 
nicht verschlossen und auf Anregung des Bundesministers für 
Verkehr Befestigungspunkte serienmäßig in PKW's eingebaut. 


Leber 
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